
Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Michael Pock, Kollegin und Kollegen 

zum Bericht des Verkehrsausschusses (871 d.B.)über die Regierungsvorlage 

(845 d.B.) betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsge­

setz 2003, das KommAustria-Gesetz, das Bundesgesetz über Funkanlagen und 

Telekommunikationsendeinrichtungen und das Postmarktgesetz geändert 

werden 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen:Der dem Bericht des Ver­
kehrsausschusses (871 d.B.) über die Regierungsvorlage (845 d.B.) betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, das Kom­

mAustria-Gesetz, das Bundesgesetz über Funkanlagen und Telekommunikati­

onsendeinrichtungen und das Postmarktgesetz geändert werden, angeschlos­

sene Gesetzesentwurf wird wie folgt geändert: 

I. In § 37 Abs 2 wird die Wortfolge "ein Jahr" durch "drei Jahre" ersetzt. 

Begründung 

Ad I. 

Zentrales Anliegen ist es, dem Regulator RTR GmbH durch den Gesetzgeber ein 
Instrument einzuräumen, welches für Unternehmen der Telekombranche künftig ein 
höheres Maß an Planungssicherheit schafft. Die vorgesehene Auslauffrist für aufge­
hobene Regulierungsmaßnahmen von maximal 1 Jahr in § 37 Abs. 2 ist insbesonde­
re für weitreichende Regulierungsmaßnahmen zu eng gefasst. Vor dem Hintergrund 
der zunehmend dynamischen Veränderungen der regulatorischen Rahmenbedin­
gungen sind zahlreiche Anbieter gezwungen, weitreichende Maßnahmen zu ergrei­
fen um entweder ihre Geschäftsmodelle umzustrukturieren oder sich gar aus dem 
Markt zurück zu ziehen. 

Da·derartige Prozesse sehr aufwendig sind, bedarf es einer strukturierten und durch­
dachten Planung, welche auch einen nicht unerheblichen Zeitaufwand in Anspruch 
nicht. Unternehmen folgen zumeist einem Planungshorizont von zumindest drei bis 
fünf Jahren, weshalb sich die Vereinigung der Österreichischen Internet Service Pro­
vider (lSPA) wie auch der Verband Alternativer Telekom-Netzbetreiber (VAT) nach­
drücklich für eine Verlängerung der Auslauffrist für aufgehobene Regulierungsmaß­
nahmen auf drei Jahre aussprechen. Dabei hat die Länge der Auslauffrist den mit der 
Aufhebung der regulatorischen Maßnahmen verbundenen Konsequenzen für die ge-
�!�!�. Branche sowie der möglichen Gefährung von ArbeitsPlätze� Re� zu 

N�� � 
(SD1�<fl..A�·-) 

. f . fit/ � / ! .�. ,!,'. / 
___ /·tt1/V\� I (J '  

� 
..... 

C I V4 V R I�k' 

AA-121 XXV. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




		2015-11-12T16:17:36+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




